
einer erneuten Feststellungsklage in unverjährter Zeit mit gleichem Streit-
gegenstand nicht entgegen, wenn Schäden noch nach Ablauf der 30-jährigen
Verjährungsfrist gem. § 197 Abs. 1 Nr. 3 BGB eintreten können (BGH
VersR 2018, 892). Das Feststellungsinteresse für eine Klage auf Feststellung
der Ersatzpflicht besteht auch dann, wenn der Schädiger oder dessen Haft-
pflichtversicherer zwar die Verpflichtung anerkannt hat, für den entstandenen
Schaden einzustehen, aber nach Erfüllung der vom Geschädigten geltend
gemachten Ansprüche das Entstehen weiterer Schäden bestreitet (KG r+s
2018, 503). Eine solche Klage ist begründet, wenn der Geschädigte die aus
seiner Sicht bei verständiger Würdigung nicht eben fern liegende Möglichkeit
künftiger Verwirklichung der Schadensersatzpflicht durch das Auftreten
weiterer Folgeschäden aufzeigt (KG r+s 2018, 503: bejaht bei Knochen-
verletzungen).

J. Besonderheiten zur Verjährung

Ansprüche des Eisenbahninfrastrukturunternehmens (EIU) gegen das Ei-
senbahnverkehrsunternehmen (EVU) aus § 1 wegen Beschädigung einer
Trasse können der (kurzen) mietrechtlichen Verjährung gem. § 548 Abs. 1
BGB unterworfen sein, da diese nach Rechtsprechung des BGH nicht auf
vertragliche Ansprüche beschränkt ist (LG Frankenthal RdTW 2025, 426
Rn. 41 ff. mwN; LG Mannheim RdTW 2024, 396 Rn. 27; ausführlich
Wilting RdTW 2025, 162 Rn. 14 ff.) und ein Vertrag, der die Gewährung
des Zugangs zu Eisenbahninfrastruktur zum Gegenstand hat, als Mietvertrag
zu qualifizieren ist (BGHZ 228, 353 Rn. 13 ff. = VersR 2021, 1577; VersR
2025, 1201 Rn. 26; s. dazu Wilting RdTW 2025, 162 Rn. 9 ff.).
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Haftung des Inhabers einer gefährlichen Anlage

2 (1) 1Wird durch die Wirkungen von Elektrizität, Gasen, Dämpfen
oder Flüssigkeiten, die von einer Stromleitungs- oder Rohrlei-

tungsanlage oder einer Anlage zur Abgabe der bezeichneten Ener-
gien oder Stoffe ausgehen, ein Mensch getötet, der Körper oder die
Gesundheit eines Menschen verletzt oder eine Sache beschädigt, so ist
der Inhaber der Anlage verpflichtet, den daraus entstehenden Scha-
den zu ersetzen. 2Das gleiche gilt, wenn der Schaden, ohne auf den
Wirkungen der Elektrizität, der Gase, Dämpfe oder Flüssigkeiten zu
beruhen, auf das Vorhandensein einer solchen Anlage zurückzufüh-
ren ist, es sei denn, daß sich diese zur Zeit der Schadensverursachung
in ordnungsmäßigem Zustand befand. 3Ordnungsmäßig ist eine
Anlage, solange sie den anerkannten Regeln der Technik entspricht
und unversehrt ist.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Anlagen, die lediglich der Übertragung
von Zeichen oder Lauten dienen.

(3) Die Ersatzpflicht nach Absatz 1 ist ausgeschlossen,
1. wenn der Schaden innerhalb eines Gebäudes entstanden und auf
eine darin befindliche Anlage (Absatz 1) zurückzuführen oder
wenn er innerhalb eines im Besitz des Inhabers der Anlage stehen-
den befriedeten Grundstücks entstanden ist;

2. wenn ein Energieverbrauchgerät oder eine sonstige Einrichtung
zum Verbrauch oder zur Abnahme der in Absatz 1 bezeichneten
Stoffe beschädigt oder durch eine solche Einrichtung ein Schaden
verursacht worden ist;

3. wenn der Schaden durch höhere Gewalt verursacht worden ist, es
sei denn, dass er auf das Herabfallen von Leitungsdrähten zurück-
zuführen ist.
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A. Entstehung und Bedeutung der Haftung für gefährliche
Anlagen

Art. 1 Nr. 2 des Gesetzes zur Änderung schadensersatzrechtlicher Vor-
schriften vom 16.8.1977 (BGBl. 1977 I 1577) hat die bis dahin in § 1a RHG
geregelte Haftung für gefährliche Anlagen neu gestaltet. Die geänderte
Fassung wurde am 4.1.1978 im Rahmen der Neufassung des HPflG als dessen
§ 2 bekanntgemacht (BGBl. 1978 I 145). Die bis dahin geltende Bestimmung
des § 1a RHG war durch Gesetz vom 15.8.1943 (RGBl. 1943 I 489) in das
RHG eingefügt worden. Sie unterstellte erstmalig Anlagen zur Fortleitung
oder zur Abgabe von Elektrizität oder Gas der Gefährdungshaftung. Nach
dem Erlass des RHG am 7.6.1871 hatte sich die Elektrizitäts- und Gaswirt-
schaft stark entwickelt. Insbesondere elektrische Leitungen, die über
fremde Grundstücke und öffentliche Wege führten, gefährdeten die All-
gemeinheit in erheblichem Maße. Hauptgeschädigte waren Landwirte, die
häufig Schäden dadurch erlitten, dass der Draht einer elektrischen Freileitung
riss und Weidevieh mit dem noch stromführenden Draht unmittelbar oder
durch andere Leiter (etwa einen Eisenzaun) in Berührung kam. Auch kam es
dadurch zu Schäden, dass aufgrund von Undichtigkeiten ausströmendes Gas
ausRohrleitungen der öffentlichen Gasversorgung in Gebäude eindrang
und Menschen vergiftete oder Explosionen verursachte. Man erkannte, dass
die Verschuldenshaftung schon wegen der für den Geschädigten schwierigen
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Beweislage keinen angemessenen Schadensausgleich bieten konnte und auch
der von der Rechtsprechung entwickelte verschuldensunabhängige Aus-
gleichsanspruch nach § 906 Abs. 2 S. 2 BGB (Immissionen von einem Nach-
bargrundstück) wegen des beschränkten Kreises der Ersatzberechtigten (hier-
zu → § 12 Rn. 257 sowie Filthaut VersR 1992, 150 (154)) nicht reichte. Das
führte zu der Überlegung, den Inhabern von Anlagen zur Fortleitung oder
Abgabe von Elektrizität oder Gas eine verschuldensunabhängige Haftung
aufzuerlegen (amtl. Begr. zum Gesetz vom 15.8.1943, DJ 1943, 430; Däubler
DJ 1943, 414; Rumpf ElWirtsch 1943, 319; → Rn. 6, 22, 67).

Die Beschränkung der Gefährdungshaftung auf Strom- und Gas-
anlagen erwies sich in der Folgezeit als zu eng. Es entstanden Rohrleitungs-
anlagen, die nicht nur dem Transport oder der Abgabe von „Gas“ iS eines
Energieträgers, sondern auch von anderen Gasen oder von Dämpfen (zB
für Fernheizungen) oder von Flüssigkeiten (zB Wasserleitungen oder Pipe-
lines für Öl oder Ölprodukte) dienten und die nicht nur wegen der Art und
Menge des transportierten Stoffs, sondern auch wegen der Ausdehnung des
Leitungsnetzes ein besonderes Schadensrisiko darstellten (hierzu Dierkes
Privatrechtliche Haftung S. 21). Auch hier scheiterte ein hinreichender
Haftungsschutz an den strengen Anforderungen der Verschuldenshaftung.
Versuche, die Rechtsstellung des Geschädigten durch Haftungsverträge zu
verbessern (Kube DB 1971, 1899 (1902)), bewirkten keine grundlegende
Änderung, sondern verdeutlichten nur die Notwendigkeit einer gesetzlichen
Regelung. Das der Gefährdungshaftung zugrunde liegende Enumerations-
prinzip (BGHZ 54, 332 = NJW 1971, 32; BGHZ 55, 229 = NJW 1971,
607; NZV 2006, 539 Rn. 13) ließ es auch nicht zu, im Wege der Rechts-
analogie einen von der Verschuldenshaftung losgelösten Ersatzanspruch zu
begründen (zur Schadensersatzpflicht bei Schäden durch Bruch oder Korro-
sion von Wasserleitungen s. BGH VersR 1958, 194 mzustAnm Böhmer
VersR 1958, 221; BGHZ 55, 229 = NJW 1971, 607; s. auch BGH NZV
2006, 539; KG NZV 2008, 29; OLG Neustadt gwf 1961, 44; LG Osnabrück
gwf 1958, 45; LG Hannover gwf 1958, 1142; LG Essen gwf 1961, 202; LG
Heidelberg VersR 1976, 101; vgl. ferner BGHZ 54, 332 = NJW 1971, 32;
Engert BB 1963, 657 (660)). Durch das Gesetz zur Änderung schadensersatz-
rechtlicher Vorschriften vom 16.8.1977 (BGBl. 1977 I 1577) wurde deshalb
die Gefährdungshaftung mit Wirkung vom 1.1.1978 auf die genannten
Anlagen ausgedehnt (zur zeitlichen Geltung → Einl. Rn. 6). Zudem wurde
die Haftung für gefährliche Anlagen allgemein erweitert, indem auch Lei-
tungsanlagen im Produktionsbereich in die Gefährdungshaftung ein-
bezogen wurden, und die bisherige Beschränkung der Ersatzpflicht auf
Schäden durch einen Unfall entfiel (BT-Drs. 8/108, 11 ff.).
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B. Voraussetzungen der Anlagenhaftung

I. Die der Haftung unterstellten Anlagen

Der Haftung unterliegen Stromleitungsanlagen und Rohrleitungsanlagen
für Gase, Dämpfe oder Flüssigkeiten sowie Anlagen zur Abgabe dieser
Energien oder Stoffe.

1. Begriff der Anlage. a) Allgemeines. Unter einer Anlage ist eine
technische Einrichtung im weitesten Sinne zu verstehen (BGHZ 202, 217
Rn. 14 = r+s 2014, 557; LG Nürnberg-Fürth BeckRS 2021, 55154 Rn. 9:
Deckel des Domschachtes, der zur Befüllung der unterirdischen Kraftstoff-
tanks einer Tankstelle dient; s. auch § 3 Abs. 2, Abs. 3 UmweltHG und
BGHZ 172, 287 Rn. 15 = VersR 2007, 1413). Zu fordern ist eine gewisse
Selbständigkeit. So stellen etwa der Mast einer Hochspannungsleitung und
der Kanaldeckel eines Abwasserkanals für sich genommen keine Anlagen dar;
sie sind nur Teile einer Anlage (→ Rn. 13 f.). Eine Anlage verliert ihre
Selbständigkeit allerdings nicht bereits dadurch, dass sie Teil einer anderen
Anlage ist, zB ein Hausanschluss (→ Rn. 12, 48), der innerhalb eines Hauses
gelegen ist (BGHZ 202, 217 Rn. 14 = r+s 2014, 557; OLG Rostock BeckRS
2020, 52953 Rn. 22; aA Larenz/Canaris SchuldR BT II/2 § 84 IV 1b). Aus
der Absicht des Gesetzgebers, gefährliche „Betriebe“ der verschärften Haf-
tung zu unterstellen (Begr. zum Gesetz vom 15.8.1943, DJ 1943, 430), kann
nicht gefolgert werden, dass es sich stets um „betrieblich“ genutzte
Anlagen, zB eines Elektrizitätsversorgungsunternehmens, handeln muss;
auch privat betriebene Anlagen, zB eine Lichtleitung für ein Wohnhaus,
können die Haftung nach § 2 begründen (→ Rn. 45 ff.).

b) Bewegliche Einrichtung. Aus dem Wortlaut des § 2 ergibt sich nicht,
dass es sich bei der Anlage um eine ortsfeste Einrichtung handeln muss
(BGHZ 172, 287 Rn. 15 = VersR 2007, 1413; r+s 2024, 560 Rn. 23; anders
noch Art. 3 Nr. 2 und 3 des Referentenentwurfs 1967 sowie § 3 Abs. 2
UmweltHG). Nach hM fallen unter den ebenfalls nicht näher definierten
Anlagenbegriff des § 89 Abs. 2 WHG (früher § 22 Abs. 2 WHG) auch
Tankwagen, Tankschiffe, Kesselwagen und Behältnisse, die auf einem Kraft-
fahrzeug befördert werden (BGHZ 47, 1 = NJW 1967, 1131; VersR 1969,
925; BGHZ 57, 257 = NJW 1972, 205; BGHZ 76, 35 = NJW 1980, 943;
NJW 1993, 2740; OLG Köln NJW-RR 1994, 1510; Berendes/Frenz/
Müggenborg/Reiff WHG § 89 Rn. 68; BeckOK UmweltR/Hilf WHG
§ 89 Rn. 47; Larenz VersR 1963, 593 (603)). Während es jedoch § 89 Abs. 2
S. 1 WHG (früher gleichlautend § 22 Abs. 2 S. 1 WHG aF) ua als Zweck der
Anlage bezeichnet, Stoffe „zu befördern oder wegzuleiten“, weist das
Erfordernis des „Leitens“ in § 2 Abs. 1 S. 1 darauf hin, dass der Transport
stets in der Art eines „Strömungsvorgangs“ vor sich gehen soll (OLG
Saarbrücken VRS 102, 92 (93); vgl. auch Theobald/Kühling/Theobald
EnWG § 3 Rn. 104 ff.). Fahrzeuge oder Schiffe, die die in § 2 Abs. 1 S. 1
bezeichneten Stoffe unmittelbar oder in selbständigen Behältnissen trans-
portieren, zB elektrischen Strom in Batterien oder Gas oder Öl in Tanks
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oder Flaschen, erfüllen deshalb das Leitungserfordernis dieser Vorschrift nicht
(aA Grothe Flüssiggas 1959, Heft 6). Anders liegt es aber, wenn die Einrich-
tung allein oder zusätzlich der Abgabe dient, zB Propangasflaschen (so zutr.
OLG Hamm NZV 2006, 540; OLG Köln NJOZ 2006, 3056; Grothe
Flüssiggas 1959, Heft 6; s. auch zu § 22 Abs. 2 WHG aF für Tankfahrzeuge
BGH NJW 1993, 2740 (2741)). Auch kann eine Anlage ihrerseits Teil einer
ortsveränderlichen Einrichtung sein, zB eine Lichtleitung oder ein Was-
serrohr als Teile eines Schiffes oder eines Kraft- oder Bahnfahrzeugs (AG
Mannheim NZV 2010, 302: Stromleitungsnetz eines Sportboots).

c) örtliche Lage, Dauer. Unerheblich ist, ob die Anlage oberhalb,
unterhalb oder auf der Erdoberfläche verlegt ist, zB eine Stromleitung
als Freileitung oder als Erdkabel. Es ist auch nicht erforderlich, dass die Anlage
für längere Dauer eingerichtet wird. So sind etwa auch Strom- oder Wasser-
leitungen, die für eine Baustelle oder einen Jahrmarkt gelegt werden, Anlagen
iSv § 2 Abs. 1 S. 1 (OLG Köln VersR 1970, 229; KG NZBau 2006, 440 =
IBR 2006, 57 mAnm v. Rintelen; OLG Schleswig SchlHA 2013, 202 = r+s
2014, 80 Ls.).

d) Schutzzweck. Die Vorschrift des § 2 soll nur typischerweise gefähr-
liche Anlagen erfassen (BGHZ 88, 85 = NJW 1984, 615; BGHZ 109, 8 =
NJW 1990, 1167). Ob diese Voraussetzung erfüllt ist, ist eine Frage des
Einzelfalles unter Berücksichtigung der Verkehrsauffassung. So wird man
ein kleines Wasserbehältnis (Eimer, Kanister, Fass), auch wenn es zur Abgabe
eines in § 2 Abs. 1 S. 1 angeführten Stoffes bestimmt ist, nicht als Anlage iS
dieser Bestimmung anzusehen können, weil es nicht jene Gefahren auslöst,
die den Gesetzgeber zur Einführung der strengen Gefährdungshaftung ver-
anlasst haben (BGH NJW-RR 1990, 1500: Regenfallrohr einer Autobahn-
brücke; s. auch zum Eisenbahnbegriff BGH NJW 1960, 1345: Skischlepplift
sowie Larenz VersR 1963, 593 (598); zu § 22 WHG aF – jetzt gleichlautend
§ 89 WHG – s. BGH NJW 1999, 3203; OLG Köln VersR 1967, 872; s.
ferner Berendes/Frenz/Müggenborg/Reiff WHG § 89 Rn. 68). Anderseits
ist nicht entscheidend, ob es sich um ein größeres Leitungsnetz handelt. Auch
Anlagen, deren Größe und Ausdehnung begrenzt sind, fallen unter die
Haftung nach § 2 (zutr. OLG Saarbrücken VRS 102, 92 (94) im Umkehr-
schluss zur Regelung in § 2 Abs. 3 Nr. 1). Bedenklich erscheint die Auf-
fassung des BGH (NJW-RR 1990, 1500), ein Schaden durch ein herab-
fallendes Regenrohr begründe nicht die Haftung nach § 2 Abs. 1 S. 1, weil es
sich nicht um eine Anlage handele, die typischerweise Gefahren hervorrufe,
die den Grund für die Einführung der strengeren Haftung nach dieser
Vorschrift gegeben hätten. Das wäre dann richtig, wenn das Rohr in dem
entschiedenen Fall bereits auf der Fahrbahn gelegen und hierdurch einen
Kraftfahrzeugunfall verursacht hätte. Tatsächlich hatte der Geschädigte aber
behauptet, es sei dadurch zum Unfall gekommen, weil das Rohr unmittelbar
vor seinen herannahenden Pkw gefallen sei. Die Schadensentstehung stand
somit in einem so engen örtlichen und zeitlichen Zusammenhang mit der
Gesamtanlage, dass sie dieser und nicht dem Rohr als selbständig geworde-
nem Teil der Anlage zuzurechnen war (→ Rn. 33). Aus dem Schutzzweck des
§ 2 lässt sich nicht die Einschränkung herleiten, dass für aus der unerlaubten
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